
 
 

 

 

An 

Frau Cansel Kiziltepe 

Senatorin für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung             
Oranienstraße 106 

10969 Berlin 

 

        

Berlin, 23.09.2026 

 

Beanstandung nach dem Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) wegen: Einführung der 
verpflichteten Bezahlkarte für Empfänger*innen von Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 

 

Sehr geehrte Frau Kiziltepe, 

mit Bedauern mussten wir feststellen, dass Sie und die Ihnen untergeordnete 
Senatsverwaltung für Soziales und dessen untergeordnete Behörde – das Landesamt für 
Flüchtlinge und Unterbringung – trotz unserer vor nunmehr fast 2 Jahren bereits geäußerten 
menschenrechtlichen, sozialrechtlichen aber auch antidiskriminierungsrechtlichen 
Bedenken die diskriminierende so genannte Bezahlkarte für in Berlin neu ankommende 
Asylsuchende eingeführt haben.  

Hiermit möchten wir unsere ausdrückliche Beanstandung dieses diskriminierenden 
Verwaltungsvorgangs nach dem Landesantidiskriminierungsgesetz Berlin zum Ausdruck 
bringen, da es sich bei der so bezeichneten „Bezahlkarte“ für neu in Berlin ankommende 
Asylsuchende leistungsberechtigte Personen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) eindeutig um eine die Menschen in ihren Rechten verletzende und 
diskriminierende Maßnahme handelt.  

 

 

 

Zu unserer Begründung: 



 
 
 

Die Ausgabe der „Bezahlkarte“ an leistungsberechtigte Personen nach dem AsylbLG ist eine 

Diskriminierung von Leistungsberechtigten des Asylbewerberleistungsgesetzes auf Grund 

ihres sozialen Status (siehe § 3 LADG, Kommentierung LADG).  

Die „Bezahlkarte“ mit wesentlichen Beschränkungen im Bereich Bargeldabhebung und 

Verwendung sollen in Berlin unter anderem seit August 2026 neu ankommende 

Asylsuchende und in der Folge auch abgelehnte Asylbewerber*innen mit einer Duldung 

erhalten (vgl. § 1 Abs. 1 AsylbLG). Eine Ungleichbehandlung besteht hier vor allem gegenüber 

den ersten 6 Monaten des Leistungsanspruchs gegenüber leistungsberechtigten Personen 

des Sozialrechts, die vor allem steuerfinanzierte Sozialleistungen zur Sicherstellung eines 

menschenwürdigen Existenzminimums, wie Bürgergeld oder Sozialhilfe, im Regelfall als frei 

verwendbare Geldleistung erhalten, wohingegen neu ankommende Asylsuchende lediglich 

50 Euro Bargeld im Monat frei verwendbar abheben dürfen. Auch ist die „Bezahlkarte“ eine 

Debit- Karte von Visa und laut Ausführungen von „SocialCard“ lediglich als diese 

verwendbar. Dies schränkt auch die Möglichkeiten des bargeldlosen Zahlens ein, da 

Kreditkartenzahlung in weitaus weniger Geschäften möglich ist als EC- Kartenzahlung. 

(siehe Anschreiben im Anhang) 

  

Es liegt hier demzufolge eine Ungleichbehandlung aufgrund es sozialen Status vor. Die 

Bezahlkarte soll in Berlin an Personen ausgegeben werden, die – ausschließlich den 

jeweiligen Aufenthaltstitel beachtend – nicht über ein länger währendes Aufenthaltsrecht 

verfügen, sich teilweise jedoch langjährig in Deutschland aufhalten werden (vgl. § 1 Abs. 1 

AsylbLG). Die Differenzierung aufgrund dieser Zuschreibung stellt eine Ungleichbehandlung 

aufgrund des sozialen Status dar. 

Die Gesetzesbegründung zum LADG führt aus: 

„Der soziale Status beschreibt die wirkmächtige Zuordnung einer sozialen Position 

in einem System sozialer, d.h. gesellschaftlich eingeschriebener und historisch 

gewachsener Rangordnungen und Hierarchien. Die Zuordnung eines bestimmten 

sozialen Status ist also ein Produkt eines gesamtgesellschaftlichen Diskurses, der 

über Kategorisierungen, Stereotypisierungen, Reduzierungen und 

Hierarchisierungen zu einer ungleichen Verteilung von Lebenschancen führt.  



 
 

Folgende (zumeist sozioökonomische) Faktoren bestimmen den sozialen Status 

einer Person mit: Einkommen, Armut, Überschuldung, Bildungsabschluss, 

Analphabetismus, Erwerbstätigkeit, Beruf, Kleidung, Wohnungs- und 

Obdachlosigkeit sowie die körperliche Erscheinung etc. Die soziale Herkunft 

(ausdrücklich genannt in Artikel 21 Absatz 1 der EU-Grundrechtecharta) ist als 

zusätzliches Klassifikationsindiz zur Bestimmung des sozialen Status heranzuziehen, 

da diese das Handeln einer Person als sozialer Akteur oder soziale Akteurin 

erheblich beeinflusst. Diesbezüglich ist etwa an die Zugangsmöglichkeiten zu 

Bildung und Kultur im Zusammenhang mit dem familiären Bildungshintergrund und 

Finanzstatus zu denken. Familiäre Aspekte wie alleinerziehend, Mutter- und 

Vaterschaft oder aber auch ein gesetzlich definierter Status (z.B. eine Duldung) 

wirken sich ebenfalls auf den Zuordnungsprozess aus.  

Es handelt sich bei dem sozialen Status um einen zugeschriebenen Status, der nicht 

nur ‚vererbt‘ wird (wie die soziale Herkunft); er wird durch die gesellschaftlichen 

Strukturen von außen an ein Individuum herangetragen und kann nicht in erster 

Linie nur durch eigene Aktivitäten selbst bestimmt und jederzeit geändert werden.“  

(Drucksache 18/1996, S. 22, im Anhang) 

Das LADG Berlin schützt mit dem sozialen Status vor allem vor Zuschreibungen, die sich aus 

den genannten Kriterien ergeben. Auch der aufenthaltsrechtliche Status kann sich dabei auf 

die Zuschreibung auswirken (Klose in: Däunler, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, 5. 

Auflage, Anhang 2 LADG Rn. 115). Die Gesetzesbegründung nennt hier exemplarisch die 

Duldung als gesetzlich definierten Status, der den sozialen Status einer Person bestimmt, 

jedoch deutet oben ausgeführte Gesetzesbegründung auch weiter an, dass der soziale 

Status durch wirkmächtige gesellschaftliche Zuschreibungen entsteht. In den letzten Jahren 

sind schutzsuchende Menschen einer Reihe von aufenthalts- und sozialrechtlichen 

Verschärfungen seitens des Bundes und der Länder ausgesetzt gewesen, aber auch der 

gesellschaftliche und mediale Kurs hat sich massiv auf die mehrheitsgesellschaftlichen 

Zuschreibungen seitens Asylsuchender ausgewirkt. Flüchtende und asylsuchende 

Menschen werden seitens Politik und Verwaltung vielfach als  problematische, 

überfordernde und abzulehnende soziale Gruppe beschrieben. Dieser Zuschreibung geben 

Sie mit der Einführung der so genannten „Bezahlkarte“ einen bildsprachlichen und 

physischen Ausdruck, der die Menschen von anderen Menschen in der Berliner 



 
 
Stadtgesellschaft – auch Leistungsempfänger*innen von Grundsicherung – sichtbar, 

spürbar und durch ein einzigartiges Einschränkungsinstrument unterscheidet und 

unterscheidbar machen möchte.  

Der Aufenthaltsstatus einer Person wird durch eine Behörde von außen an ein Individuum 

herangetragen und kann nicht in erster Linie nur durch eigene Aktivitäten selbst bestimmt 

und jederzeit geändert werden. Dies trifft ebenso auf die Gruppe der Menschen als 

Inhaber*innen der Aufenthaltsgestattung (und später eventuell einer Duldung) zu.  

 

Die Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe ergibt sich über das staatliche Handeln hinaus 

wie oben beschrieben aus einer medial wie historisch gewachsenen Zuschreibung über 

geflüchtete Personen, die sich nicht zuletzt auch aus staatlichen Maßnahmen selbst ergibt: 

So manifestiert sich der soziale Status der leistungsberechtigten Personen des AsylbLG aus 

den staatlich bereits jetzt verordneten Lebensbedingungen, die geprägt sind durch 

Sachleistungsprinzip, Wohnsitzauflagen, räumliche Beschränkungen und Einschränkungen 

beim Arbeitsmarktzugang aber auch etwa der Eintragung im Ausländerzentralregister.  

Diese konkreten Lebensumstände sind typischerweise Gegenstand gesellschaftlicher 

Abwertung, wie wir gerade in den vergangenen Jahren mit erschreckender Drastik 

feststellen müssen.  

Auch sozioökonomische Faktoren bestimmen den Status dieser Gruppe, die größtenteils 

aufgrund von fehlender beziehungsweise nachrangiger Arbeitserlaubnis und hoher 

bürokratischer und zeitlicher Hürden nicht zur selbständigen Deckung ihres Bedarfs 

berechtigt wird.  

Die Zugehörigkeit zur sozialen Gruppe ist staatlich markiert und nicht selbst gewählt und 

gehört daher zu einem Merkmal, welches nach dem Landesantidiskriminierungsgesetz 

geschützt ist.  

Asylsuchende und abgelehnte Asylbewerber*innen unterliegen hier Restriktionen und 

Beschränkungen, die sie ganz eindeutig rechtlich und tatsächlich markieren und durch die 

ihr Lebensalltag maßgeblich und durch sie unveränderlich bestimmt wird. Die Kategorie 

„sozialer Status“ ist überdies vom Landesgesetzgeber begrenzter Auffangtatbestand 

gedacht, weshalb auch der zeitlich befristete Aufenthaltsstatus der Personen (vgl. § 1 Abs. 1 

AsylbLG) als hierunter zu verstehendem Fall beachtet werden muss.  



 
 
Sowohl im AGG als auch im LADG gilt der Grundsatz, dass gleiche Referenzgruppen gleich, 

andere jedoch nur anders behandeln werden dürfen, wenn für die Andersbehandlung ein 

sachlicher zu rechtfertigender Grund vorliegt.  

Bei der Abwägung muss die Begründung der Einführung der Bezahlkarte gewürdigt werden, 

da sie laut Wortlaut des Asylbewerberleistungsgesetz wenigstens gleichwertig zu 

Barleistungen ist, aber ihre Einführung, da sie bei (Bargeld-)Restriktionen als rechtliches 

Sachmittel zu werten ist, immer im Ermessen zu prüfen ist. Eine pauschale Zuordnung der 

Leistungsberechtigten zur Bezahlkarte ist schon von sich aus rechtswidrig auf Grund der 

mangelnden Ermessensprüfung des Einzelfalls hier.1  

Der Senat wie auch die Ministerpräsidentenkonferenz, aber auch die Kanzlerrunde haben 

für die Einführung der Bezahlkarte aus dreierlei Gründen entschieden, nämlich 1. die 

angebliche Minimierung des Verwaltungsaufwandes, 2. die mit der Bezahlkarte 

einhergehende Digitalisierung der Verwaltungsabläufe und 3. der Kontrolle und Steuerung 

von Geldflüssen geflüchteter Menschen und somit der Absenkung von sogenannten „Pull- 

Faktoren“.2 

Was die Minimierung des Verwaltungsaufwandes angeht, ist dies lediglich eine 

Schutzbehauptung: das LFU und auch die Sozialämter geben die „Bezahlkarte“ lediglich an 

seit August 2026 neu ankommende Asylsuchende aus – die weitaus größere Gruppe von 

Leistungesempfänger*innen wird vorerst weiter im Kundenkontakt der Ämter bleiben.  Auch 

sind die Leistungsträger nicht berechtigt, Leistungen ungeprüft über einen langen Zeitraum 

hinweg an ein Konto – egal ob „Bezahlkarte“ oder Basiskonto zu überweisen, weshalb auch 

hier weiterhin persönliche Vorsprachen und Kontrolle des jeweiligen Bewilligungsbetrags 

und -zeitraums anfallen werden. Es liegt daher auf der Hand: die „Bezahlkarte“ hat keinerlei 

Verwaltungsentlastung auf längere Sicht, vor allem nicht, da jeder Mensch das Recht auf ein 

Basiskonto hat, der in Berlin gemeldet und im Besitz einer Duldung, Aufenthaltsgestattung 

und einem Aufenthaltstitel ist. Dass Banken hier häufig Menschen am Zugang zum 

Basiskonto beschränken, ist nicht zu Lasten der Betroffenen gegen sie auszulegen, vielmehr 

 
1 .https://beck-
online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Finfoalso%2F2024%2Fcont%2Finfoalso.2024.195.1.htm&pos=
1  
2 https://www.rnd.de/politik/ministerpraesidentenkonferenz-bundeslaender-einigen-sich-bei-bezahlkarte-
C2UAFUJNLJGAFD3P62RPKC3VBY.html  und https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/bezahlkarte-
fuer-fluechtlinge-kai-wegner-stellt-sich-offen-gegen-berliner-sozialsenatorin-li.2226958  

https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Finfoalso%2F2024%2Fcont%2Finfoalso.2024.195.1.htm&pos=1
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Finfoalso%2F2024%2Fcont%2Finfoalso.2024.195.1.htm&pos=1
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Finfoalso%2F2024%2Fcont%2Finfoalso.2024.195.1.htm&pos=1
https://www.rnd.de/politik/ministerpraesidentenkonferenz-bundeslaender-einigen-sich-bei-bezahlkarte-C2UAFUJNLJGAFD3P62RPKC3VBY.html
https://www.rnd.de/politik/ministerpraesidentenkonferenz-bundeslaender-einigen-sich-bei-bezahlkarte-C2UAFUJNLJGAFD3P62RPKC3VBY.html
https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/bezahlkarte-fuer-fluechtlinge-kai-wegner-stellt-sich-offen-gegen-berliner-sozialsenatorin-li.2226958
https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/bezahlkarte-fuer-fluechtlinge-kai-wegner-stellt-sich-offen-gegen-berliner-sozialsenatorin-li.2226958


 
 
hat das Land Berlin hier versäumt, Menschen durch Beratung und Aushändigung 

entsprechender Informationsblätter auf ihr Recht auf ein Basiskonto hinzuweisen und sie 

bei der Erlangung dieses Rechts zu unterstützen.  

Die Berliner Sparkasse beispielsweise ist eine teilrechtsfähige Anstalt des öffentlichen 

Rechts und weiterhin sitzt das Land Berlin durch den Staatssekretär der Senatsverwaltung 

für Wirtschaft im Beirat der Berliner Sparkasse und hätte hier mindestens durch die Bindung 

der Berliner Sparkasse an das LADG und den Bezug zur Berliner Verwaltungsstruktur auf 

eine rechtskonforme und harmonisierte Praxis bei der Bewilligung von Anträgen auf 

Ausstellung von Basiskonten hinwirken können. Modellhafte und sehr erfolgreiche Versuche 

in dieser Richtung gab es in der Vergangenheit durch Zentralisierung der Vorsprachen 

geflüchteter Menschen an zwei Standorten, diese wurden jedoch aus unerfindlichen 

Gründen eingestellt. 

Auch zusätzliche Haushaltsmittel wurden und werden nun aufgewendet, beispielsweise 

Transaktions- und Abhebegebühren aber natürlich auch Bereitstellungs- und 

Ersatzproduktkosten.  

Erfahrungsberichte aus den Bundesländern und Kommunen, in denen die „Bezahlkarte“ 

eingeführt wurden, zeigen ein desaströses Bild für die Belastung der Verwaltung.3 Einher 

geht die Einführung vor allem mit einer Belastung für Betroffene, denn die unreflektierte 

Einführung einer restriktiven „Bezahlkarte“ führt jedenfalls zu einer Gefährdung des 

menschenwürdigen Existenzminimums.4 In allen Kommunen stieg durch die Einführung der 

Bezahlkarte und mit ihr einhergehenden Restriktionen, wie der Bargeldlimitierung, 

Fehleranfälligkeit, sowie Rückerstattung von Gebühren und – wie jetzt kürzlich – die 

Änderung von IBAN und Zugangsdaten der Aufwand in den Verwaltungsbehörden stark an.5 

Die Erfahrung der ersten Monate zeigte bereits: Es müsste jedenfalls ein System 

implementiert werden, indem die Abschaffung der Bargeldbeschränkung umgesetzt und 

damit das menschenwürdige Existenzminimum sichergestellt ist. Wofür es dann aber 

überhaupt noch eine „Bezahlkarte“ durch einen gewinnorientierten Sonderanbieter 

 
3 Siehe Bericht Pro Asyl und hier: https://www.nn.de/nuernberg/bezahlkarte-so-leiden-schulerinnen-und-
schuler-in-nurnberg-unter-dem-fehlenden-bargeld-1.14441176  
4 https://freiheitsrechte.org/themen/gleiche-rechte-und-soziale-
teilhabe/bezahlkarte  
5 https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/de/2024/06/27/pm-bezahlkarten-erste-beschwerden-zu-
diskriminierender-praxis/  

https://www.nn.de/nuernberg/bezahlkarte-so-leiden-schulerinnen-und-schuler-in-nurnberg-unter-dem-fehlenden-bargeld-1.14441176
https://www.nn.de/nuernberg/bezahlkarte-so-leiden-schulerinnen-und-schuler-in-nurnberg-unter-dem-fehlenden-bargeld-1.14441176
https://freiheitsrechte.org/themen/gleiche-rechte-und-soziale-teilhabe/bezahlkarte
https://freiheitsrechte.org/themen/gleiche-rechte-und-soziale-teilhabe/bezahlkarte
https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/de/2024/06/27/pm-bezahlkarten-erste-beschwerden-zu-diskriminierender-praxis/
https://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/de/2024/06/27/pm-bezahlkarten-erste-beschwerden-zu-diskriminierender-praxis/


 
 
braucht, ist hier mindestens unklar. Denkbar ist, dass die Behörde sich durch das System 

der „Bezahlkarte“ Zugang zu Kontostand und Verwendungsprotokoll, Bewegungsdaten und 

weiteren persönlichen Daten verschaffen könnte, da die hier eingeführt „Bezahlkarte“ wohl 

eher nicht dem Bankengeheimnis unterliegt. Hinweise auf derartige Verwendung der 

behördlichen Zugriffsmöglichkeiten gab es bereits aus Bayern, da das System der in Berlin 

verwendeten SocialCard sich nicht unterscheiden wird, gibt es höchstwahrscheinlich auch 

hier eine „Verwaltungs-Fronted – Webseite“. Dies ist aus Datenschutz- und 

Persönlichkeitsrechtserwägungen höchst problematisch, werden hier Menschen aus der 

Sozialen Gruppe der Asylsuchende völlig gläsern vor der Berliner Verwaltung.  

Auch das genannte Ziel der Digitalisierung und Vereinfachung der Prozesse ist in anderen 

Bundesländern bisher ausgeblieben.  

Eher im Gegenteil ist die „Bezahlkarte“ technisch sehr unausgereift. Häufig kommt es zu 

Sperrungen der Bezahlkarte und Abstürzen in dem aus dem Boden gestampften App- 

System, so dass die Menschen, die mit der Bezahlkarte leben müssen, völlig ohne 

Zahlungsmittel dastehen. Auch jetzt führt SocialCard gerade wieder eine Umstellung bei der 

IBAN ein, die alle Menschen nun beachten und ändern müssen, die bereits mit dieser Karte 

leben und Lastschrifteinzüge auf ihr eingerichtet haben. Erforderlich ist auch daher eine 

ständig erreichbare und schnell reagierende Verwaltung, die solche Probleme löst.  

Datenschutzrechtliche wurde unserer Kenntnis nach weiterhin versäumt eine – wie zunächst 

vorgesehen – gesonderte datenschutzrechtliche Ermächtigungsgrundlage einzuführen. Die 

bisher eingeführten Bezahlkarten sind datenschutzrechtlich unzulässig (vgl. Beschluss der 

Konferenz der unabhängigen Datenschutzaufsichtsbehörden des Bundes und der Länder 

vom 19. August 2024). Ein Beispiel ist die regelmäßige Übermittlung der AZR-Nummer an 

nichtstaatliche Akteure, also in diesem Fall den Anbieter der Bezahlkarte. Der Anbieter, der 

in Berlin den Zuschlag für die Bezahlkarte bekommen hat, verlangt unserer Kenntnis nach 

ab einer bestimmten Anzahl von Bargeldabhebungen, Gebühren für das Geldabheben, 

welche wiederum nicht durch den AsylbLG Satz zu leisten sind und anschließend also der 

Behörde wieder in Rechnung gestellt werden können.6  

 
6 Siehe erneut: https://beck-
online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Finfoalso%2F2024%2Fcont%2Finfoalso.2024.195.1.htm&pos=
1  

https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/dskb/2024_08_19_DSK_Beschluss_Bezahlkarte.pdf
https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/dskb/2024_08_19_DSK_Beschluss_Bezahlkarte.pdf
https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/dskb/2024_08_19_DSK_Beschluss_Bezahlkarte.pdf
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Finfoalso%2F2024%2Fcont%2Finfoalso.2024.195.1.htm&pos=1
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Finfoalso%2F2024%2Fcont%2Finfoalso.2024.195.1.htm&pos=1
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Finfoalso%2F2024%2Fcont%2Finfoalso.2024.195.1.htm&pos=1


 
 
Auch hierdurch steigt eine Belastung der Behörde enorm an.  

Trotzdem der Berliner Senat seit langen, unter anderem unsere Beanstandung aus 2024 

über diese Problemlagen informiert ist und ein Sparhaushalt sowie Kürzungen im gesamten 

Haushaltszeitraum bestehen, wird von der „Bezahlkarte“ als Äquivalent zum frei 

verfügbaren Basiskonto oder zu Bargeldzahlung nicht abgesehen, was die wahre 

Begründung für die Einführung der Bezahlkarte als verpflichtendes Zahlungs- und 

Leistungsempfangsmittel auf Punkt der 3 kommen lässt: die Kontrolle von Geldtransfers 

und die damit argumentierte Absenkung von Fluchtanreizen.7  

Auch in Berlin ging es schnell nach der Verständigung über die Einführung der Bezahlkarte 

um eine Bargeldobergrenze (siehe oben).  Es wird insofern darauf hingewiesen, dass im 

AsylbLG Sachmittel nur in begrenzten Fällen für Menschen in Erstaufnahmeeinrichtungen 

zulässig sind, das Gesetz aber ansonsten von einer Dispositionsfreiheit der 

leistungsberechtigten Personen ausgeht. Es muss bei der Bestimmung etwa einer 

Bargeldobergrenze nach einigen prominenten Gerichtsurteilen immer die örtliche 

Gegebenheit und der Einzelfall geprüft werden, damit ein menschenwürdiges 

Existenzminimum sichergestellt ist.  

Selbst wenn dem Berliner Senat zugestanden würde, dass hier in Berlin die „Bezahlkarte“ 

(mit Bargeldobergrenze) eingeführt werden sollte, um einen „Flickenteppich“ innerhalb 

Deutschlands zu vermeiden, so entsteht dieser doch bereits  durch die kommunalen 

Auslegungsmöglichkeiten der Ausgestaltung der Bezahlkarte und des 

Asylbewerberleistungsgesetzes sowie der nachhaltigen Weigerung mancher Kommunen, sie 

überhaupt einzuführen.8 

Was sich jedoch überhaupt nicht rechtfertigen lässt, ist der unserer Meinung nach 

rechtswidrige Umgang mit Steuergeldern zur Gewinnmaximierung eines Bezahlkarten- 

Verbunds, dem unter anderem VISA angehört. Allein um Menschen zu diskriminieren und 

 
7 Beispielsweise hier: https://checkpoint.tagesspiegel.de/langmeldung/6kj4PErJFfOSWgtxMxu1PQ und 
https://www.welt.de/politik/deutschland/article250641675/Bezahlkarte-fuer-Asylbewerber-Kai-Wegner-fuer-
einheitlichen-Bargeld-Begrenzungen.html  
8 https://www.tagesspiegel.de/potsdam/landeshauptstadt/menschen-werden-in-finanzielle-notlage-
getrieben-potsdams-integrationsbeauftragte-lehnt-bezahlkarte-fur-fluchtlinge-ab-12401150.html und hier 
https://www.frnrw.de/top/nein-zur-bezahlkarte-ratsbeschluesse-aus-nordrhein-westfaelischen-
kommunen.html  

https://checkpoint.tagesspiegel.de/langmeldung/6kj4PErJFfOSWgtxMxu1PQ
https://www.welt.de/politik/deutschland/article250641675/Bezahlkarte-fuer-Asylbewerber-Kai-Wegner-fuer-einheitlichen-Bargeld-Begrenzungen.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article250641675/Bezahlkarte-fuer-Asylbewerber-Kai-Wegner-fuer-einheitlichen-Bargeld-Begrenzungen.html
https://www.tagesspiegel.de/potsdam/landeshauptstadt/menschen-werden-in-finanzielle-notlage-getrieben-potsdams-integrationsbeauftragte-lehnt-bezahlkarte-fur-fluchtlinge-ab-12401150.html
https://www.tagesspiegel.de/potsdam/landeshauptstadt/menschen-werden-in-finanzielle-notlage-getrieben-potsdams-integrationsbeauftragte-lehnt-bezahlkarte-fur-fluchtlinge-ab-12401150.html
https://www.frnrw.de/top/nein-zur-bezahlkarte-ratsbeschluesse-aus-nordrhein-westfaelischen-kommunen.html
https://www.frnrw.de/top/nein-zur-bezahlkarte-ratsbeschluesse-aus-nordrhein-westfaelischen-kommunen.html


 
 
sie daher vom Zuzug nach Berlin abzuhalten werden hier immense Ressourcen auf ein 

paralleles Zahlungssystem zum bereits bestehenden Basiskonto eingeführt. Politische 

Kompromisse sind nicht zu Lasten des Existenzminimums und der Menschenwürde 

verhandelbar.  

Es lässt sich also schließen: Weder gibt es einen rechtlichen noch den sachlichen Zwang 

eine Bezahlkarte für Schutzsuchende und abgelehnte Asylbewerber*innen einzuführen. 

Vielmehr sprachen hier in Berlin konkret finanzielle Nachteile aus haushälterischer Sicht 

gegen die Einführung. Trotzdem hat sich der Berliner Senat auf die Einführung der 

„Bezahlkarte“ geeinigt und diese auch gegen datenschutzrechtliche, erfahrungspraktische 

und sich aus dem LADG ergebende Bedenken durchgesetzt und mutet den Berliner*innen, 

denen in den letzten Jahren vieles an Einsparungen aufgebürdet wurde nun zu, dass ein 

völlig unnötiges Repressionskonstrukt aus Haushaltsgeldern durchgesetzt wird, 

Verschwendung von Haushaltsmitteln in Reinform.  

All dies, vor allem die sich durch die Bindung jedes Verwaltungshandelns in Berlin an das 

Landesantidiskriminierungsgesetz, wäre nur legitim, wenn es sich beispielsweise um einen 

dringenden Sachzwang, der eine zulässige Diskriminierung laut LADG begründen könnte, 

handeln würde. 

Von einer gerechtfertigten Diskriminierung im Sinne des LADG kann hier aber gerade nicht 
ausgegangen werden.  

Da, wie oben dargelegt, die gruppenbezogene Einführung des einen Leistungsmittels schon 

rechtlich fragwürdig, die Umsetzung kostenaufwändig und personalbindend und die 

Durchführung und Abwicklung fehleranfällig und datenschutzrechtlich mehr als bedenklich 

ist, stellen wir hier eine unzulässige Diskriminierung nach dem LADG (im Übrigen auch nach 

§ 3 AGG) von Menschen im Asylverfahren bzw. mit abgelehnten Asylverfahren fest.9 

Die Entscheidung zur Einführung der „Bezahlkarte“ berücksichtigt außerdem das Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 2012 nicht, in welchem klar dargestellt wurde, dass 

 
9 https://freiheitsrechte.org/themen/gleiche-rechte-und-soziale-teilhabe/bezahlkarte  
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das menschenwürdige Existenzminimum nicht zu migrationspolitischen Zwecken 

vermindert werden darf.10  

Der Verstoß begründet sich in der oben ausgeführten nicht sachlich zu rechtfertigenden 

Schlechterstellung von Asylsuchenden Menschen und abgelehnten Asylbewerber*innen im 

Verhältnis zum jetzigen Status Quo aber auch im Verhältnis zur Bezugsgruppe von 

Leistungsempfänger*innen nach SGB XII und SGB II, aber auch gegenüber 

Leistungsempfänger*innen, denen möglicherweise durch den gleichen Leistungsträger 

doch Bargeld bzw. eine Tageskontozahlung eingeräumt wird.  

Weiterhin begründet sich der Verstoß gegen des LADG aber in der Einschränkung der 

Bezugsgruppe zur wirtschaftlich sparsamen Verwendung des sowieso schon 20% unterhalb 

des Existenzminimums liegenden Regelsatzes. Gerade Menschen mit einem so geringen zur 

Verfügung stehenden Einkommen sind auf billige Einkaufsmöglichkeiten zur Deckung des 

alltäglichen Bedarfs angewiesen – durch die Bezahlkarte und einen limitierten 

Bargeldbetrag wird ihnen diese Möglichkeit genommen. Der Einkauf auf dem Flohmarkt ist 

nicht mehr möglich; auch gebrauchte Dinge von Privatpersonen können nicht mehr 

eingekauft werden. Besonders tragisch wird dies etwa bei der notwendig werdenden 

Beschaffung von Kleidung und Schuhen, technischer Ausstattung, und Schulsachen, 

Beteiligung an Ausflugsgebühren von Schulen und Kitas, all dies wird durch die 

Bargeldlimitierung nicht mehr möglich sein. Da die Menschen nun gezwungen sein werden, 

mehr Geld für ihren alltäglichen Bedarf aufzuwenden, durch Einkäufe in Supermärkten oder 

anderweitigen Geschäften mit unbaren Bezahlmöglichkeiten, wird der ohnehin knapp 

bemessene Teil der Leistungen zur kulturellen Teilhabe massiv eingeschränkt, wenn nicht 

sogar obsolet. Menschen werden hier also durch staatliches Handeln gezwungen, auf ihr 

Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit sowie der sozio- kulturellen Teilhabe 

abgeschnitten. Dies wirkt sich wiederum massiv negativ auf beispielsweise Familien mit 

Kindern aus, wie Erfahrungen aus Bayern zeigen.11 Unzulässigerweise werden hier Kinder 

stigmatisiert und in ihrem Recht auf Bildung und Teilhabe eingegrenzt. Vor allem, da es sich 

bei der „Bezahlkarte“ eben auch um eine VISA- Karte handelt, ist der Pool an 

 
10https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Downloads/DE/2012/07/ls20120718_1bvl001010.pdf?__
blob=publicationFile&v=1  
11  https://www.nordbayern.de/franken/nuernberg/bezahlkarte-erschwert-schulstart-grune-fordern-losung-fur-
gefluchtete-schuler-1.14443201  
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Zahlungsmöglichkeiten weiter eingeschränkt. Bei der in Berlin ausgerichteten 

Europameisterschaft im Fußball waren internationale Gäste verwundert über die 

mangelnden flächendeckenden bargeldlosen Bezahlmöglichkeiten: dies soll nun der Alltag 

Asylsuchender werden laut der Vision Ihrer Verwaltung. 

Es gilt jedoch in Bezug auf die Menschenwürde der Grundsatz: Weder rechtfertigen 
haushalterische noch verwaltungstechnische Gründe die Schlechterstellung von Menschen 
auf Grund ihres soziales Status, schon gar nicht migrationspolitische Erwägungen.  

Durch das gezwungene Bezahlen mit Bezahlkarte wird der soziale Status der Inhaber*innen 

auch noch im öffentlichen Raum zwangsweise offengelegt, was gegen die 

Persönlichkeitsrechte eines Menschen verstößt und zu Stigmatisierungen und 

Diskriminierungen im öffentlichen Raum einlädt. Auch hier sehen wir durch den 

behördlichen Zwang eine Diskriminierung der Betroffenen; Leistungsbezieher*innen nach 

SGB II und SGB XII beispielsweise müssen diese sensiblen Informationen nicht im 

öffentlichen Raum preisgeben. Zwar sieht die „Bezahlkarte“ auf den ersten Blick 

unscheinbar aus, jeder Person an der Kasse wird aber zwangsläufig der Soziale Status der 

zahlenden Person offen gelegt, da in der Feinschau ein Unterschied zu regulären 

Kreditkarten zu erkennen ist, die nicht den Zusatz „MyCard“ tragen und eine standardisierte 

Kreditkartennummer tragen.  

Durch die Einschränkungen im Bereich der Bargeldabhebung können viele alltägliche Dinge, 

wie die Beantragung eines Führungszeugnisses, um eine Arbeitsstelle zu finden, bestimmte 

privat zu zahlende Gesundheitsleistungen bei Ärzt*innen beispielsweise in der 

Schwangerschaft sowie Frühstücks- und Verpflegungsgeld in Kitas und Horteinrichtungen, 

nicht mehr bezahlt werden. Alle diese Lebensbereiche würden durch die Einführung einer 

„Bezahlkarte“ mit Bargeldlimitierung, wie Berlin sie derzeit praktiziert, tangiert werden, 

Menschen würden auch hier in gesundheitlicher Vorsorge, sozio-kultureller Teilhabe sowie 

lebensnotwendigen Bereichen ausgeschlossen und damit diskriminiert werden.  

Es bleibt festzustellen: Eine Bezahlkarte für neu ankommende Asylsuchende sowie 
abgelehnte Asylantragssteller*innen ist ohne Diskriminierung und den Bruch der 
Persönlichkeitsrechte und des Datenschutzes ist nicht möglich. 



 
 
Und das obwohl es in Berlin schon längst die Möglichkeiten zur bargeldlosen Anweisung von 

Leistungen gibt, welche auch die Verwaltung tatsächlich schonen würde in personeller und 

finanzieller Hinsicht und die Empfänger*innen von Asylbewerberleistungsgesetz nicht 

diskriminieren würde: das Basiskonto für jeden Menschen, eingeführt auf EU- Ebene.12  

Wir bitten Sie daher eindringlich, unsere Beanstandung sowie die einschlägigen 

Erfahrungsberichte und Gerichtsurteile, zur Kenntnis zu nehmen, um die diskriminierende, 

Menschen in ihren fundamentalen Rechten verletzende „Bezahlkarte“ in Berlin, die 

Haushaltsmittel ohne Sachgrund verschwendet, einzustellen.  

Weder die Einführung der „Bezahlkarte“ in ganz Deutschland noch die Verankerung der 

„Bezahlkarte“ als zulässiges Sachleistungsmittel ändern etwas daran, dass das Land Berlin 

sehenden Auges gegen seine eigenen Gesetze verstößt, die genau in diesem Moment ihre 

Wirkmacht entfalten müssen: das LADG ist ein Abwehrrecht jedes Einzelnen in Berlin 

wohnhaften Menschen gegen behördliche Diskriminierung.  

Wir erwarten Ihre Stellungnahme und die notwendige Einstellung der behördlichen 

Diskriminierung, andernfalls werden wir den Rechtsweg beschreiten. 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

 

 

i.A. Emily Barnickel 

Flüchtlingsrat Berlin e.V. 

 

 

 
12 https://www.verbraucherzentrale.de/wissen/geld-versicherungen/sparen-und-anlegen/das-recht-auf-ein-
basiskonto-fuer-neu-in-deutschland-angekommene-12224  
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